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Bundesgerichtshof stärkt Grundsätze zur Er-

stattungsfähigkeit von Mietwagenkosten 

 

Der Ersatz von Mietwagenkosten nach einem Ver-

kehrsunfall gehört zu den klassischen und zugleich 

häufig streitigen Positionen der Schadensregulierung 

im Verkehrsrecht.  

 

Mit Urteil vom 19.05.2026 (Az. VI ZR 67/25) hat der 

Bundesgerichtshof (BGH) erneut Gelegenheit gehabt, 

zentrale Fragen zur Erstattungsfähigkeit und insbeson-

dere zur Höhe ersatzfähiger Mietwagenkosten zu prä-

zisieren. Die Entscheidung fügt sich in die bisherige 

Rechtsprechung ein, setzt jedoch zugleich Akzente bei 

der Frage, in welchem Umfang Geschädigte auf güns-

tigere Mietwagenangebote verwiesen werden können. 

 

Um die Bedeutung der Entscheidung einordnen zu 

können, lohnt zunächst ein Blick auf die grundlegenden 

rechtlichen Strukturen. 

 

1. Grundsätze des Schadensersatzes bei unfallbe-

dingtem Fahrzeugausfall 

 

Wird ein Kraftfahrzeug bei einem Verkehrsunfall be-

schädigt und steht dem Geschädigten deshalb nicht 

zur Verfügung, stellt sich regelmäßig die Frage, wie der 

dadurch entstehende Nutzungsausfall auszugleichen 

ist. Nach gefestigter Rechtsprechung kann der Ge-

schädigte entweder einen Mietwagen in Anspruch neh-

men oder – sofern er keinen Ersatz anmietet – eine so-

genannte Nutzungsausfallentschädigung verlangen. 

 

Beide Positionen beruhen auf demselben schadens-

rechtlichen Gedanken: Derjenige, der unverschuldet in 

einen Unfall verwickelt wird, soll so gestellt werden, als 

wäre der Schaden nicht eingetreten. Voraussetzung 

hierfür ist allerdings stets, dass ein ersatzfähiger Nut-

zungsausfall überhaupt vorliegt. 

 

Ein solcher Nutzungsausfall setzt im Ausgangspunkt 

zwei zentrale Kriterien voraus, nämlich die Nutzungs-

möglichkeit und den Nutzungswillen. 

 

Die Nutzungsmöglichkeit liegt vor, wenn der Geschä-

digte das Fahrzeug ohne den Unfall tatsächlich hätte 

verwenden können, es also insbesondere fahrbereit 

war und keine sonstigen Gründe der Nutzung entge-

genstanden.  

 

Der Nutzungswille bedeutet demgegenüber, dass der 

Geschädigte das Fahrzeug auch tatsächlich für eigene 

Zwecke einsetzen wollte. Dieser Wille wird in der Pra-

xis regelmäßig vermutet, insbesondere bei privat ge-

nutzten Fahrzeugen, kann jedoch im Einzelfall wider-

legt werden, etwa wenn ein Zweitfahrzeug in gleicher 

Weise zur Verfügung steht oder das Fahrzeug tatsäch-

lich nicht genutzt worden wäre. 

 

Ist die Nutzungsmöglichkeit entfallen und der Nut-

zungswille gegeben, steht dem Geschädigten grund-

sätzlich ein Anspruch auf Ersatz entweder der Mietwa-

genkosten oder einer pauschalierten Nutzungsausfall-

entschädigung zu. 

 

2. Mietwagenkosten als Schadensposition und 

das Wirtschaftlichkeitsgebot 

 

Entscheidet sich der Geschädigte für die Anmietung ei-

nes Ersatzfahrzeugs, sind die hierfür erforderlichen 

Kosten grundsätzlich erstattungsfähig. Allerdings un-

terliegt auch diese Schadensposition dem sogenann-

ten Wirtschaftlichkeitsgebot. Dieses besagt, dass der 

Geschädigte im Rahmen des Zumutbaren verpflichtet 

ist, den wirtschaftlich vernünftigsten Weg der Scha-

densbehebung zu wählen. Er darf also grundsätzlich 

nur diejenigen Mietwagenkosten ersetzt verlangen, die 

ein verständiger, wirtschaftlich denkender Mensch in 

seiner Lage für erforderlich halten durfte. 

 

In der Praxis führt dies dazu, dass Versicherer regel-

mäßig nur bestimmte Tarife oder Preisstufen erstatten 

und darüberhinausgehende Kosten als „nicht erforder-

lich“ zurückweisen. 

 

Ein besonders praxisrelevanter Aspekt betrifft dabei 

die Frage, welches Fahrzeug überhaupt angemietet 

wird. Dabei besteht grundsätzlich ein Anspruch darauf, 

ein Fahrzeug der sogenannten „gleichen Fahrzeug-

klasse“ wie das beschädigte Fahrzeug anzumieten. 

Dies soll sicherstellen, dass der Geschädigte in seiner 

Mobilität nicht eingeschränkt wird. 



3. Abzug bei klassengleicher Anmietung 

 

Gleichzeitig hat sich in der Rechtsprechung ein diffe-

renzierter Umgang mit der Anmietung eines klassen-

gleichen Fahrzeugs entwickelt. Wird ein Mietwagen an-

gemietet, der der Fahrzeugklasse des beschädigten 

Fahrzeugs entspricht, erfolgt häufig ein sogenannter 

Abzug für ersparte Eigenaufwendungen. 

 

Hintergrund ist die Überlegung, dass der Geschädigte 

während der Mietzeit keine eigenen Fahrzeugkosten 

hat, etwa für Verschleiß, Wartung oder Abnutzung. 

Diese ersparten Kosten werden pauschal berücksich-

tigt und führen regelmäßig zu einem prozentualen Ab-

zug von den Mietwagenkosten. 

 

Die Höhe dieses Abzugs variiert in der Rechtspre-

chung, bewegt sich jedoch typischerweise in einem Be-

reich zwischen etwa 3% und 10%, abhängig von Fahr-

zeugart und Nutzungsintensität. Dieser Abzug wird un-

abhängig davon vorgenommen, ob der Geschädigte 

tatsächlich wirtschaftlich profitiert, da es sich um eine 

typisierte Betrachtung handelt. 

 

In der Praxis führt dies häufig zu Streitigkeiten darüber, 

ob der Abzug im konkreten Fall überhaupt gerechtfer-

tigt ist und ob der Geschädigte auf eine kostengünsti-

gere Anmietung hätte verwiesen werden können. 

 

4. Aktuelle Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs  

 

Vor diesem Hintergrund hatte sich der BGH in seiner 

Entscheidung vom 19.05.2026 erneut mit der Frage zu 

befassen, in welchem Umfang Mietwagenkosten nach 

einem Verkehrsunfall erstattungsfähig sind und welche 

Anforderungen an die wirtschaftliche Schadensbehe-

bung zu stellen sind. 

 

Der Entscheidung lag – vereinfacht dargestellt – ein ty-

pischer Unfallersatzfall zugrunde, in dem der Geschä-

digte ein Ersatzfahrzeug angemietet hatte und die geg-

nerische Haftpflichtversicherung einen Teil der Kosten 

mit der Begründung kürzte, es seien günstigere Alter-

nativen verfügbar gewesen bzw. die Anmietung eines 

Fahrzeugs derselben Klasse sei nicht erforderlich ge-

wesen. 

 

Der BGH hat in seiner Entscheidung im Kern noch ein-

mal bekräftigt, dass der Geschädigte zwar grundsätz-

lich Anspruch auf ein gleichwertiges Ersatzfahrzeug 

hat, zugleich aber im Rahmen des Wirtschaftlichkeits-

gebots gehalten ist, den Mietwagenmarkt im zumutba-

ren Umfang zu berücksichtigen. 

 

Besonders hervorgehoben wurde dabei, dass es nicht 

allein darauf ankommt, ob ein Fahrzeug derselben 

Klasse angemietet wurde, sondern auch darauf, ob die 

konkret entstandenen Kosten noch als erforderlich im 

Sinne des § 249 BGB anzusehen sind. Der Geschä-

digte muss sich danach gegebenenfalls auf günstigere 

Angebote verweisen lassen, sofern diese ohne weite-

res zugänglich und zumutbar waren. 

 

Zugleich hat das Gericht aber auch deutlich gemacht, 

dass keine überhöhten Anforderungen an die Markt-

kenntnis des Geschädigten gestellt werden dürfen. Ins-

besondere besteht keine generelle Pflicht, umfangrei-

che Preisvergleiche anzustellen oder kurzfristig meh-

rere Angebote einzuholen, wenn dies die Mobilität fak-

tisch beeinträchtigen würde. 

 

Die Entscheidung bewegt sich damit in der bekannten 

Linie der Rechtsprechung: Einerseits wird der Schutz 

des Geschädigten bestätigt, andererseits wird die 

Grenze zur wirtschaftlich gebotenen Schadensminde-

rung erneut betont. 

 

5. Einordnung für die Praxis 

 

Die Entscheidung verdeutlicht einmal mehr die Span-

nung zwischen vollständigem Schadensausgleich und 

Wirtschaftlichkeitsgebot. Für die Regulierungspraxis 

bedeutet dies, dass sowohl Geschädigte als auch re-

gulierende Versicherer weiterhin im Einzelfall sorgfältig 

prüfen müssen, ob die geltend gemachten Mietwagen-

kosten tatsächlich erforderlich waren. 

 

Für die Argumentation in laufenden Schadensfällen ist 

insbesondere relevant, dass Gerichte zunehmend 

nicht mehr allein auf die Fahrzeugklasse abstellen, 

sondern verstärkt die konkrete Anmietsituation, die 

Verfügbarkeit von Alternativangeboten sowie die Frage 

der Zumutbarkeit von Preisvergleichen in den Blick 

nehmen. 

 

6. Praxistipp 

 

Aus anwaltlicher Sicht empfiehlt es sich, bereits bei der 

Ersatzanmietung strategisch vorzugehen. Um spätere 

Kürzungen durch Versicherer zu vermeiden, kann es 

sinnvoll sein, nicht zwingend ein Fahrzeug exakt der-

selben Fahrzeugklasse zu wählen, sondern – sofern 

dies die Nutzung nicht beeinträchtigt – bewusst ein 

klassenniedrigeres Fahrzeug anzumieten. 

 

Darüber hinaus sollte im Streitfall möglichst dokumen-

tiert werden, dass vor Anmietung zumindest eine Plau-

sibilitätsprüfung der Preise erfolgt ist, etwa durch kurze 

telefonische oder digitale Abfragen bei mehreren An-

bietern. Eine solche Dokumentation kann im Prozess 

den entscheidenden Unterschied machen, um die Er-

forderlichkeit der entstandenen Kosten nachvollzieh-

bar darzustellen. 


